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An das
Amt der Stadt Dornbirn

Stadtpolizei
6850 Dornbirn

~IF ""<>"~" "

Betrifft:
Fehler! Unbekannter Name für Dokument-Eigenschaft.
Bezug:
Fehler! Unbekannter Name für Dokument-Eigenschaft.
" "

Antrag auf Genehmigung zur Aufstellung einer Werbeanlage auf öffentlichem Grund / auf einer öffentlichen Verkehrsfläche
"

Antrag auf Genehmigung zur Aufstellung einer Werbeanlage auf öffentlichem Grund / auf einer öffentlichen Verkehrsfläche


	Antragsteller(in):

	Name/Firma:

	Adresse:

	Ansprechperson:

	Telefon / Fax / Mail:


	Beschreibung (z.B. Plakatständer, Aufschrift, Gestaltung, etc.)

	

	Ausmaß (Länge, Breite):

	Beanspruchte Fläche in m²:

	Gewünschter Standort:

	Dauer der Aufstellung (von – bis, Uhrzeit):


	Begründung (Beschreibung Anlass)

	


Als Antragsteller nehme ich zur Kenntnis, dass die Werbeanlage erst aufgestellt bzw. angebracht werden darf, wenn die behördliche Bewilligung erteilt worden ist.

Dornbirn, am .............................
............................................................................






(Unterschrift des/der Antragsteller(in)s

Informationen zum Antrag

Welche Bewilligungen brauchen Sie für Ihr Vorhaben?

Eine Zustimmung des Straßenerhalters zum Sondergebrauch einer Straße gemäß § 5 Vbg. Straßengesetz brauchen Sie, wenn Sie Straßenflächen verwenden, die im Eigentum der Stadt Dornbirn stehen. 
Die Erlaubnis zur Verwendung des Straßengrundes wird schriftlich unter Bedingungen erteilt.
Eine behördliche Bewilligungen nach § 82 Straßenverkehrsordnung (StVO) brauchen Sie wenn Sie Flächen verwenden, die öffentliche Verkehrsflächen sind – dabei kommt es nicht darauf an, wer Grundeigentümer ist; dh die Bewilligung ist selbst dann notwendig, wenn Sie Flächen in Ihrem Eigentum verwenden, sofern darauf ein öffentlicher (Fußgänger- oder Radfahrer- oder motorisierter) Verkehr stattfindet.

Die Bewilligung wird mit Bescheid, allenfalls unter Auflagen, erteilt. 

Es fallen folgende Gebühren und Abgaben an:

EUR 14,30  Eingabegebühr (§ 14 TP 6 Gebührengesetz BGBl. 267/1957 i.d.g.F.)

EUR 12,00 Verwaltungsabgabe (TP 95 c. Voralberger Vewaltungsabgabenverordnung)

